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Problemstellung

Wenn Lutter von der „entschlußschwache(n) Hauptversammlung“1 spricht, so 
beschreibt er einen Konfl ikt, in dem sich in wachsendem Maße die Mitglieder 
von Verbänden gleich welcher Rechtsform befi nden: In Zeiten globalen Han-
delns sind Gesellschaft erversammlungen immer häufi ger mit erheblichem or-
ganisatorischem, zeitlichem und fi nanziellem Aufwand verbunden. Um diesen 
Aufwand möglichst gering zu halten, sollen im Rahmen der in der Regel nur 
einmal jährlich stattfi ndenden Gesellschaft erversammlung möglichst alle rele-
vanten Aspekte des künft igen Jahres abgehandelt werden. Angesichts der im mo-
dernen Wirtschaft sleben immer kürzer werdenden Entscheidungszyklen fällt es 
den Gesellschaft ern jedoch oft mals schwer, defi nitive und unabänderliche Ent-
scheidungen für eine derart lange Zeit im Voraus zu treff en. Sie wollen vielmehr 
im Wege einer vorausschauenden Regelung auf mögliche künft ige Ereignisse 
reagieren, beispielsweise auf die Entscheidung einer Investorengruppe, sich an 
der Gesellschaft  zu beteiligen (bedingte Kapitalerhöhung), auf eine unter Um-
ständen langwierige Werthaltigkeitsprüfung der Sacheinlagen (Stufengründung 
mit bedingter Sachkapitalerhöhung), auf die Wirksamkeit vorgeschalteter Um-
strukturierungen (Kettenumwandlungen) oder auf zu erwartende Gesetzesän-
derungen (bedingte Satzungsänderung): Das Bedürfnis an Vorratsbeschlüssen2 
ist vielfältig.

Die beabsichtigte Durchbrechung der Gleichzeitigkeit von Beschluss und Rechts-
wirkung kann über das wichtige Gestaltungsinstrument der Bedingung erzielt 
werden. Durch sie hängt die Wirksamkeit des Beschlusses von einem beliebig 
defi nierbaren zukünft igen ungewissen Ereignis ab.3 Der Gesellschaft erbeschluss 
kann auf diese Weise im Vorgriff  auf künft ige Veränderungen gefasst werden. 
Insbesondere im Recht der GmbH bringt dieser Vorteil im tatsächlichen Bereich 

1 Lutter, FS Quack, S. 301.

2 Dieser Begriff  fand zuletzt in Gestalt der Regelung des § 16 S. 3 EGAktG auch Eingang ins 
Gesetz.

3 Diese Defi nition ist allgemein anerkannt; vgl. nur Staudinger / Bork, BGB, Vorbem zu §§ 158-
163, Rn. 4 u. 5; Palandt / Heinrichs, BGB, Einf v § 158 Rn. 1; Creifelds, Rechtswörterbuch, 
S. 168; MünchKomm / Westermann, BGB, § 158 Rn. 8; ebenso schon Savigny, System des 
heutigen römischen Rechts 3, S. 121.
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jedoch eine erhebliche Unsicherheit in rechtlicher Hinsicht mit sich. Zum ei-
nen enthält das GmbH-Gesetz – anders als das Aktienrecht mit seinen Normen 
zum bedingten Kapital – keinerlei Regelungen über Entstehung, Wirkung und 
Zulässigkeit bedingter Gesellschaft erbeschlüsse, zum anderen erweist sich die 
Kommentarliteratur als rudimentär. Neben der mehr beiläufi gen Erwähnung 
bedingter Beschlüsse durch K. Schmidt4 weist Zöllner zwar auf die Möglichkeit 
bedingter Gesellschaft erbeschlüsse hin, schränkt dies allerdings sofort „für alle 
Maßnahmen, die von ihrer Natur her Bedingungen nicht vertragen“ wieder ein.5 
Lediglich der spezielle Bereich bedingter Satzungsänderungen wird eingehender 
diskutiert, wobei die Aspekte Rechtssicherheit,6 Satzungsautonomie7 sowie Re-
gisterpublizität und -verfahren8 im Regelfall zur Grundaussage führen, bedingte 
Satzungsänderungen seien unzulässig.9 Im Übrigen fi nden sich nur vereinzelte 
Kommentierungen zu bestimmten Beschlüssen,10 die jedoch nicht aus allgemein 
gültigen Regeln abgeleitet werden, sondern nur den Einzelfall im Blick haben. 
Diese Rechtsunsicherheit, deren Aktualität sich zuletzt darin zeigte, dass der 
BGH am 24.10.2005 zur Fragestellung der Zulässigkeit einer aufl ösend beding-
ten Geschäft sführerbestellung entscheiden musste,11 ist Anlass für eine einge-
hende Untersuchung des Th emas „Bedingte GmbH-Gesellschaft erbeschlüsse“.

4 Scholz / K. Schmidt, GmbHG, § 47 Rn. 12.

5 Baumbach / Hueck / Zöllner, GmbHG, § 47 Rn. 6.

6 Hachenburg / Ulmer, GmbHG, § 53 Rn. 24; Baumbach / Hueck / Zöllner, GmbHG, § 53 
Rn. 64; Rowedder / Schmidt-Leithoff  / Zimmermann, GmbHG, § 54 Rn. 35; Th eusinger / Lie-
se, EWiR 2006, 113, 114.

7 Scholz / K. Schmidt, GmbHG, § 53 Rn. 189, zur sog. „unechten“ Bedingung.

8 Michalski / Hofmann, GmbHG, § 53 Rn. 29 f.; Lutter / Hommelhoff  / Lutter / Hommelhoff , 
GmbHG, § 53 Rn. 36.

9 Rowedder / Schmidt-Leithoff  / Zimmermann, GmbHG, § 54 Rn. 35; Hachenburg / Ulmer, 
GmbHG, § 53 Rn. 24; Michalski / Hofmann, GmbHG, § 53 Rn. 29; Baumbach / Hueck / Zöll-
ner, GmbHG, § 53 Rn. 64; Lutter / Hommelhoff  / Lutter / Hommelhoff , GmbHG, § 53 Rn. 36; 
Beck Notarhdb / Mayer, D I Rn. 108.

10 Bspw. zur bedingten Geschäft sführerbestellung: Altmeppen / Roth / Altmeppen, GmbHG, 
§ 6 Rn. 34; Baumbach / Hueck / Zöllner / Noack, GmbHG, § 38 Rn. 82; Michalski / Heyder, 
GmbHG, § 6 Rn. 38; Scholz / U. H. Schneider, GmbHG, § 6 Rn. 27; Rowedder / Schmidt-
Leithoff  / Koppensteiner, GmbHG, § 38 Rn. 39; Lutter / Hommelhoff  / Lutter / Hommelhoff , 
GmbHG § 38 Rn. 40; Lutter / Hommelhoff  / Hommelhoff  / Kleindiek, GmbHG; § 6 Rn. 25.

11 Abgedruckt u.a. in GmbHR 2006, 46 f.



3

Einführung

Ziel, These und Abgrenzung des Themas

Ziel der Arbeit ist es, die in Rechtsprechung und Lehre anerkannte, allgemeine 
Bedingungsdogmatik in ihrer Anwendbarkeit auf Gesellschaft erbeschlüsse der 
GmbH zu überprüfen und – soweit erforderlich – spezifi sch anzupassen. Die-
sem Ziel liegt die zentrale Th ese der Arbeit zugrunde, dass bedingte Beschlüsse 
allgemein gültigen Regeln unterliegen, die im Rahmen der Untersuchung so-
wohl in ihrer abstrakten Geltung als auch in ihrer konkreten Umsetzung auf 
einzelne Beschlüsse herausgearbeitet werden sollen. Hieraus entwickelt sich ein 
dogmatisches Gesamtkonzept, das die maßgeblichen Aspekte von Entstehung, 
Wirkung und Zulässigkeit bedingter GmbH-Gesellschaft erbeschlüsse in eine 
einheitliche Systematik integriert.

Ausgangspunkt der Untersuchung ist die grundlegende gesetzliche Regelung 
zu Bedingungen in § 158 BGB, die eine zweifache Abgrenzung des Th emas 
nach sich zieht: Zum einen bezieht sich die Bedingung i.S.d. § 158 BGB nur 
auf künft ige Ereignisse, deren Eintritt im Zeitpunkt der Beschlussfassung noch 
ungewiss ist.12 Sog. Scheinbedingungen, die sich auf bereits entschiedene, in 
der Vergangenheit oder Gegenwart liegende Umstände beziehen,13 fallen man-
gels objektiver Ungewissheit ebenso wenig wie die kraft  Gesetzes bestehenden 
Rechtsbedingungen14 in den Anwendungsbereich des § 158 BGB.15 Letzterer ist 
zum anderen – wie Wortlaut16 und systematische Stellung17 zeigen – begrenzt 
auf Rechtsgeschäft e. Die hiermit zusammenhängende Frage nach der Rechtsna-

12 Siehe Fn. 3.

13 Auch „condicio in praesens vel praeteritum collata“, „Gegenwartsbedingung“, „Voraussetzung“ 
oder „Unterstellung“ genannt und geprägt durch die bloß subjektive Ungewissheit für die Be-
teiligten; vgl. hierzu Staudinger / Bork, BGB, Vorbem zu §§ 158 ff , Rn. 28 f.; Palandt / Hein-
richs, BGB, Einf v § 158 Rn. 6; Bamberger / Roth / Rövekamp, BGB, § 158 Rn. 10, Creifelds, 
Rechtswörterbuch, S. 168; Flume, Das Rechtsgeschäft , S. 679; HKK / Finkenauer, BGB, 
§§ 158-163, Rn. 3; Mugdan, Materialien, S. 499.

14 Auch „condicio iuris“ genannt; vgl. hierzu Palandt / Heinrichs, BGB, Einf v § 158 Rn. 5; Stau-
dinger / Bork, BGB, Vorbem zu §§ 158 ff , Rn. 22 f.; Bamberger / Roth / Rövekamp, BGB, § 158 
Rn. 9; Mugdan, Materialien, S. 501.

15 Scheinbedingungen und Rechtsbedingungen werden daher nur am Rande der Arbeit mitbe-
handelt und – soweit hilfreich – als Vergleichsmaßstäbe auf Wertungsebenen herangezogen.

16 § 158 Abs. 1 BGB: „Wird ein Rechtsgeschäft  unter einer aufschiebenden Bedingung vorge-
nommen, (...).“

17 „Bedingung und Zeitbestimmung“ ist Titel 4 von „Abschnitt 3.: Rechtsgeschäft e“.
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tur des „Gesellschaft erbeschlusses“18 i.S.d. § 47 GmbHG kann mittlerweile nach 
fast allgemeiner Meinung als geklärt betrachtet werden: Soweit der Beschluss – 
wie fast stets – einen wenigstens innerverbandlichen Rechtserfolg herbeiführen 
soll, enthält er den erforderlichen „Rechtsfolgewillen“ im Sinne eines Rechts-
geltungs- und Rechtsbindungswillens und ist als Rechtsgeschäft  eigener Art zu 
qualifi zieren.19 Abzugrenzen sind hiervon bloße Meinungs-, Absichts- oder 
Wissensäußerungen. Ihnen fehlt der regelnde Charakter,20 weshalb mangels 
Rechtswirkung schon begriffl  ich keine Rechtsunsicherheit entstehen kann.21 So-
weit im Folgenden von „Beschlüssen“ die Rede sein wird, sind somit Beschlüsse 
mit regelndem Charakter gemeint.

Aus der Rechtsnatur des Beschlusses als Rechtsgeschäft  eigener Art folgt wieder-
um zweierlei: Einerseits sind die allgemeinen Normen des Bürgerlichen Rechts 
über Rechtsgeschäft e auf Gesellschaft erbeschlüsse grundsätzlich anwendbar.22 
Die dementsprechende grundsätzliche Anwendbarkeit der §§ 158 f. BGB23 be-
stärkt vorstehend aufgestellte Th ese, dass sich – in vergleichbarer Weise wie für 
die sonstigen Rechtsgeschäft e auch – ein allgemein gültiges Konzept über Ent-
stehung, Wirkung und Zulässigkeit bedingter Gesellschaft erbeschlüsse erarbei-
ten lässt. Andererseits deutet der Aspekt, dass ein Gesellschaft erbeschluss bezüg-
lich seiner Rechtsnatur eine „eigene Art“ aufweist, darauf hin, dass die allgemei-
ne Bedingungslehre stets auf die im Vergleich zu den übrigen Rechtsgeschäft en 
des BGB bestehenden spezifi schen Eigenheiten von Beschlüssen anzupassen ist. 
Als maßgebliche Eigenarten erweisen sich insoweit das Prinzip der Verbands-
autonomie, die Gestaltungswirkung, die Drittrelevanz sowie die Irreversibilität 

18 Den Begriff  „Beschluss“ verwendet das Gesetz, ohne ihn zu defi nieren.

19 Michalski / Römermann, GmbHG, § 47 Rn. 8 f.; Baumbach / Hueck / Zöllner, GmbHG, § 47 
Rn. 4; Scholz / K. Schmidt, GmbHG, § 45 Rn. 18; Rowedder / Schmidt-Leithoff  / Koppenstei-
ner, GmbHG, § 47 Rn. 3 f.; K. Schmidt, Gesellschaft srecht, S. 436 f.; Altmeppen / Roth / Roth, 
GmbHG, § 47 Rn. 2.

20 Scholz / K. Schmidt, GmbHG, § 45 Rn. 30.

21 Die Bedingung bloßer Meinungs-, Absichts- oder Wissensäußerungen ist somit keine recht-
liche, sondern eine tatsächliche Frage. Eine im Wege eines Gesellschaft erbeschlusses getätigte 
Aussage, man beabsichtige ohne jede Bindungswirkung unter bestimmten Umständen bspw. 
einen weiteren Gesellschaft er aufzunehmen und einen bestimmten Businessplan festzulegen, 
ist daher unproblematisch zulässig, soweit sie als solche bloße Absichtserklärung ohne Rechts-
bindungswillen auch nach Außen erkennbar ist.

22 Baumbach / Hueck / Zöllner, GmbHG, § 47 Rn. 5.

23 So auch BGH, GmbHR 2006, 46, 47. Ebenso für den Beschluss einer Wohnungseigentümer-
versammlung: Bärmann / Pick / Merle / Merle, WEG, § 23 Rn. 23 u. 29 a.E.
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einzelner Rechtswirkungen und die Eintragungsfähigkeit bzw. –pfl icht einzel-
ner Beschlüsse.

Gang der Darstellung

Die Untersuchung des Verhältnisses von Beschluss und Bedingung soll in drei 
Schritten erfolgen. Im ersten Teil ist zu klären, wie bedingte Beschlüsse ent-
stehen und welche Wirkung sie entfalten. Es geht um die Frage von Technik, 
Umsetzung und Rechtsfolge der Verknüpfung von Bedingung und Beschluss.24 
Nach Klärung dieser grundlegenden Aspekte kann im zweiten Teil der Arbeit der 
Frage nachgegangen werden, ob und inwieweit die spezifi schen Eigenheiten von 
GmbH-Gesellschaft erbeschlüssen mit den Besonderheiten bedingter Gestaltung 
vereinbar sind. Der zweite Teil widmet sich demzufolge allen Fragen, die mit der 
Zulässigkeit bedingter Beschlüsse zusammenhängen.25 Ausgangspunkt ist dabei 
die Darlegung des Grundsatzes der Bedingungstoleranz.26 Im Anschluss daran 
wird anhand der spezifi schen Eigenheiten von Beschlüssen eingehend über-
prüft , ob und inwieweit von diesem Grundsatz Ausnahmen zu machen sind.27 
Die Erörterung der Konsequenzen unzulässig bedingter Beschlüsse28 sowie die 
zusammenfassende Darstellung allgemeiner Regeln zur Zulässigkeit bedingter 
Beschlüsse29 schließen den zweiten Teil ab. Der dritte Teil beschäft igt sich mit 
ausgewählten, für die Praxis besonders wichtigen Einzelkonstellationen. Hier ist 
zu klären, wie sich die Bedingungen im Einzelfall auswirken, welche Folgepro-
bleme sich ergeben und welche Gestaltungsmöglichkeiten sich hieraus entwik-
keln lassen.30

24 Siehe Teil 1 (Entstehung und Wirkung bedingter Beschlüsse).

25 Siehe Teil 2 (Zulässigkeit bedingter Beschlüsse).

26 Siehe Teil 2 § 3 (Grundsatz der Bedingungstoleranz).

27 Siehe Teil 2 § 4 (Ausnahmen aufgrund der spezifi schen Eigenheiten von Beschlüssen).

28 Siehe Teil 2 § 5 (Rechtsfolgen unzulässiger Bedingungen).

29 Siehe Teil 2 § 6 (Zusammenfassung: allgemeine Regeln zur Zulässigkeit).

30 Siehe Teil 3 (Umsetzung der erzielten Ergebnisse auf besonders praxisrelevante Beschlüsse).




